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Straßengesetz für Baden-Württemberg
(Straßengesetz - StrG)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Mai 1992
 

  § 16a
Sondernutzung durch Carsharing

 (1) Die ausschließliche Nutzung einer Fläche durch einen oder mehrere Carsharinganbieter gilt als Son-
dernutzung, für die nach Maßgabe der folgenden Absätze eine Sondernutzungserlaubnis erteilt werden
kann.

 (2) Im Sinne dieser Vorschrift ist

1. ein Carsharingfahrzeug ein Kraftfahrzeug, das einer unbestimmten Anzahl von Personen auf der
Grundlage einer Rahmenvereinbarung und einem die Energiekosten mit einschließenden Zeit-
oder Kilometertarif oder Mischformen solcher Tarife angeboten und selbstständig reserviert und
genutzt werden kann,

 

2. ein Carsharinganbieter eine Rechtsperson unabhängig von ihrer Rechtsform, die Carsharingfahr-
zeuge stationsunabhängig oder stationsbasiert zur Nutzung für eine unbestimmte Anzahl von
Personen nach allgemeinen Kriterien anbietet, wobei Mischformen der Angebotsmodelle möglich
sind.

 

 (3) Für die Sondernutzung im Sinne des Absatzes 1 können geeignete Flächen einer Ortsdurchfahrt im
Zuge einer Landes- oder Kreisstraße sowie an Gemeindestraßen bestimmt werden. Die Flächen sind so
zu bestimmen, dass die Funktion der Landes-, Kreis- oder Gemeindestraße und die Belange des öffentli-
chen Personennahverkehrs nicht beeinträchtigt werden sowie die Anforderungen an die Sicherheit und
Leichtigkeit des Verkehrs gewahrt sind.

 (4) Die Erteilung der Sondernutzungserlaubnis hat in einem diskriminierungsfreien und transparenten
Auswahlverfahren zu erfolgen, das öffentlich bekannt zu machen ist. Die Teilnahme am Auswahlverfah-
ren kann von bestimmten Anforderungen abhängig gemacht werden. Ferner ist festzulegen, wie verfah-
ren wird, wenn pro Fläche mehr als ein Carsharinganbieter einen Antrag auf Sondernutzungserlaubnis
stellt.

 (5) Die Informationen über das vorgesehene Auswahlverfahren sind ortsüblich bekannt zu machen. Die
Bekanntmachung muss alle für die Teilnahme an dem Auswahlverfahren erforderlichen Informationen
enthalten, insbesondere Informationen über den vorgesehenen Ablauf des Auswahlverfahrens, mögliche
Anforderungen an die zu erbringende Leistung sowie die Mitteilung über die Vorgehensweise hinsicht-
lich der Auswahl der Carsharinganbieter, wenn pro Fläche mehr als ein Carsharinganbieter einen Antrag
auf Sondernutzungserlaubnis stellt. Die Bekanntmachung muss zudem die vorgesehene Dauer der Son-
dernutzung enthalten.

 (6) Die Sondernutzungserlaubnis kann auch mit Auflagen zur Verminderung oder Vermeidung von Um-
weltbelastungen durch Carsharingfahrzeuge versehen werden. Sie ist befristet auf längstens acht Jah-
re zu erteilen. Nach Ablauf der Geltungsdauer der Sondernutzungserlaubnis ist eine Verlängerung oder
Neuerteilung nur nach Durchführung eines erneuten Auswahlverfahrens nach Absatz 4 möglich. Die
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Sondernutzungserlaubnis ist zu widerrufen, wenn der Carsharinganbieter die auf Grund von Absatz 5
Satz 2 formulierten Anforderungen nicht mehr erfüllt.

 (7) Eine nach den vorstehenden Absätzen erteilte Sondernutzungserlaubnis kann auch die Befugnis ver-
leihen, dass die oder der Sondernutzungsberechtigte geeignete bauliche Vorrichtungen für das Sperren
der Fläche für Nichtbevorrechtigte anbringen kann. Die oder der Sondernutzungsberechtigte hat sich
bei dem Anbringen geeigneter Fachunternehmen zu bedienen.

 (8) § 8 Absatz 1 Satz 1 und 6 und Absatz 2, 2a und 3 des Bundesfernstraßengesetzes gelten entspre-
chend.

 (9) Gemeinden können die Voraussetzungen für sowie Art und Umfang der Sondernutzung im Rahmen
des Carsharing nach Maßgabe dieser Vorschrift durch Satzung regeln.
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